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  Vorschau auf Band 2: Wer gestaltet die Politik?




  




  Fortsetzung von Band 1: II. Herrscht in den westlichen


  Demokratien das Volk?




  Gestaltet der Politiker die Politik?




  




  17. Repräsentieren Parteien ihre Wähler?


  18. Politikproduktion ohne Politiker


  19. Instrumentelle Beziehung zur Demokratie


  20. Sachzwang statt Politik


  21. Gemeinwohl oder Fraktionszwang


  22. Parteidisziplin als Hörigkeit


  23. Innerparteiliche Autokratie


  24. Demokratie als Geheimdiplomatie


  25. Vollzeitjob plus Nebentätigkeit mal Entsorgung


  26. Staat als Garant oder Eigentum der Parteien?


  27. Dominanz der Exekutive über die Legislative


  
 Zwischenfazit 2:


  Gestaltet der Politiker die Politik?




  




  Die Gegenrede:




  Dient die Entmachtung des Parlamentes nicht dem Bürger?




  




  Gestaltet die Exekutive die Politik?




  28. Gestaltung oder Verwaltung


  29. Kapitalstarker professioneller Lobbyismus


  30. Struktur der Machteliten


  31. Verdeckte Korruption


  32. Unterwerfung unter den Markt




  




  Zwischenfazit 3:


  Gestaltet die Exekutive die Politik?




  




  Die Gegenrede:




  Sind die Interessen des Marktes und der Lobbyisten nicht die Interessen der Bürger?





  




  Beherrscht eine ökonomische


  Machtelite die Gesellschaft?




  33. Dominanz der wirtschaftlichen Machtelite


  34. Die herrschende Machtelite der USA


  35. Markt und Staat


  36. Entmachtung des Nationalstaats


  37. Die neue Weltordnung nach 1989


  38. Ressourcenkriege und Kampf gegen den Terror


  39. Militarismus als stabilisierender Faktor?


  40. Widersprüche und Grenzen des US-Imperiums




  




  Zwischenfazit 4:


  Beherrscht eine ökonomische


  Machtelite die Gesellschaft?




  




  Die Gegenrede:




  Ist eine Elitenherrschaft nicht besser als eine Volksherrschaft? Braucht der Westen nicht eine Führungsnation?





  




  Vorschau auf Band 3:
 Klasse, Elite oder niemand –


  wer herrscht? 


  
 Die Kapitel I. & II. sind in den


  Bänden 1 & 2 zu finden




  




  III.Klasse, Elite oder niemand –


  wer herrscht?




  




  Finanzmarkt statt Gemeinwohl


  NeoLiberaler politischer Rationalismus


  Rationalismus ohne Vernunft


  Risiko ohne Verantwortung


  Freiheit ohne Vermögen




  




  Konsum ohne Freiheit


  Rechte ohne Gleichheit


  Politik ohne Konflikt




  




  Politik der Objektivierung


  Subjektivierung des Erlebens




  




  Demokratie ohne Legitimation


  Demokratischer Despotismus


  Kapitalismus oder Demokratie




  




  Demokratie in Europa?


  Ist Demokratie im Kapitalismus machbar?




  




  Zwischenfazit 5:


  Herrschen und Beherrscht-Sein




  





  IV. Ende oder Anfang aller Hoffnung?





  




  Nachwort


  Literaturverzeichnis




  Vorwort - Warnung an den Leser




  



  Dieses Buch heißt zwar Sachbuch. Aber Achtung. Es ist nicht so trocken wie z.B. eine Einführung in die Grundlagen der Chemie. Oder so spekulativ wie die modernen Sachbücher der Elementarteilchen-physiker. Oder so philosophisch wie die der Astrophysiker.




   




  Nein – dies ist ein politisches Sachbuch. Das bedeutet auch hier gibt es Meinungen wie Sand am Meer. Denn Meinungen, das sind die Sache der Politik. Bewusste und unbewusste Urteile spielen eine große Rolle. Und die Interessen desjenigen, der gerade handelt, spricht oder schreibt. Auch wenn es um so vermeintlich eindeutige Dinge wie das Verstehen unserer parlamentarischen Demokratie geht. Aber: Natürlich geht es in diesem Buch auch um jede Menge eindeutige Tatsachen. Tatsachen, die oft vergessen oder verdrängt werden. Tatsachen, die man auch anders als viele andere beurteilen kann.




   




  In diesem Buch gibt es oft keine eindeutigen Wahrheiten. Auch wenn es einen roten Faden hat.


  Auch wenn es eher links und demokratisch als marktfundamentalistisch oder gar rechts konservativ daherkommt. Starke Worte sind auch Rhetorik und Marketing. Das gehört zum Geschäft des Buchschreibens. Bücher wollen Aufmerksamkeit erzeugen. Übertreibungen machen Dinge klarer, das ist ihr Sinn. Verständnis zu erhöhen, nicht Alarmismus zu verbreiten ist meine Absicht2.




   




  Aber: Ohne das rhetorische Mittel der Übertreibung wird manches nicht klar genug, weil es zu wenig verstanden, zu wenig beachtet und daher zu schnell vergessen wird.




   




  Dieses Buch will nur Anregungen geben, auch wenn es manchmal so tut, als ob es Wahrheiten verkündet. Schon jetzt ist klar: Dieses Buch liegt nicht so sehr im Mainstream, also nicht mitten im Strom und schwimmt nur manchmal mit der Strömung. Öfter schlägt es Breschen in den Mainstream. Das kann mal anstrengend sein. Macht aber auch Spaß. Selber Denken macht Spaß. Es kommt letztlich nicht darauf an was Rousseau damals gesagt und gemeint hat. Oder Locke. Oder Hamilton. Oder wie sie alle hießen oder heißen. Die Alten und die Aktuellen. Die Merkels, Obamas und Greenspans von heute.




   




  Es kommt darauf an, was wir, die Bürger, heute denken und tun. Wir sind die 99%. Oder etwa nicht? Sind wir die Lösung? Oder sind wir Teil des Problems? Teil der Lösung werden wir, wenn wir selber denken statt das Denken den Anderen zu überlassen. Auch nicht Pferden oder gar Eseln, auch wenn die einen größeren Kopf haben. Das Politikangebot da oben ist wahrscheinlich immer nur so gut wie wir, die es annehmen, ablehnen oder ignorieren, also schweigend tolerieren.




   




  Auch aus diesem Grunde wechsle ich im Buch zwischen dem wir und dem sie. Zwischen uns als Bürgern und denen da oben, die als Machteliten zu regieren scheinen.




   




  Das wir ist mir wichtig, weil wir alle in der Mitverantwortung stehen. Egal ob wir wählen oder konsumieren, egal ob wir die gerade Regierenden mitgewählt haben oder nicht, egal ob wir uns politisch engagieren oder nur machen lassen.




   




  Das sie ist mir wichtig, weil es ein Macht-und Verantwortungsgefälle gibt. Wir als Bürger haben das Recht und die Notwendigkeit diejenigen zu kritisieren, die oft ihre Macht nutzen um Entscheidungen ohne uns im Interesse von Minderheiten und gegen das Gemeinwohl zu fällen.




   




  Also das wir nutze ich auch um zu klären, dass wir keine Unschuldslämmer sind, das sie um zu verdeutlichen, dass wir sicherlich keine Gemeinschaft der Gleichen sind. Die da oben tragen mehr Verantwortung, egal wie verantwortungslos sie handeln. Ich wechsle also öfter mal die Rolle des Mitverantwortlichen mit der des Kritikers. Machen wir uns nichts vor: Wir sind alle Teil des Schlamassels, den wir beklagen und in dem wir uns ausruhen.




   




  Politisch Denken klappt nur im großen Bogen, in den übergreifenden Zusammenhängen. Nicht im Fliegenbeinzählen im Spezialgebiet, z.B. dem 77ten Kommentar wie damals die Gründerväter des Grundgesetzes das so gemeint haben und was wir vermeintlich deshalb heute dürfen oder auch nicht und ähnlichem Quatsch. Unsere Gesellschaft wurde von uns gemacht und kann von uns verändert werden.




   




  Geschichte kann Ideen und Anregungen geben. Verständnis über Zusammenhänge erhöhen. Dann ist sie wunderbar. Wenn wir aber glauben sie würde und dürfte zwangsweise heute bestimmen, was wir tun und lassen sollen und dürfen, dann ist sie Tyrannei. Genauer: Dann machen wir sie zum Tyrannen und uns zu Sklaven. Dann leben wir noch im Obrigkeitsstaat als autoritäre Charaktere. Davon aber gibt es leider sowieso immer noch genug.




   




  Ich versuche hier also letztendlich immer mal wieder Bögen zu spannen. Über Fach-, Raum und Zeitgrenzen hinweg. Dieses Buch ist kein wissenschaftliches Buch. Es benutzt viele verschiedenartige Quellen und viele eigene Gedanken. Es zitiert Forscher, aber auch Politiker, Journalisten, Schriftsteller und Blogger. Der Text ist weder streng chronologisch noch systematisch aufgebaut. Manches wird am Anfang vorausgesetzt oder verkündet, was später erst erläutert wird.




   




  Daher musst Du, lieber Leser, es keineswegs chronologisch lesen. Früheres und Späteres, Alleinstehendes und Vergleichendes, Konkretes und Abstraktes sowie zwischendurch mal ein Fazit mischen sich. Das lebendige Leben ist ein organisches und künstlich von Menschen geschaffenes Meer vielschichtiger gegenseitiger Beeinflussungen, Ursachen und Wirkungen, Vorgriffe und Rückgriffe, Visionen und Anachronismen. So auch ein bisschen dieses Buch.




   




  Im Zentrum dieses Buches steht die Art des Politikmachens in Deutschland, aber auch im Westen allgemein und immer wieder in der westlichen Führungsmacht, den USA. Die Kritik, die ich vortrage, bezieht sich meistens auf den Westen insgesamt, denn machen wir uns nichts vor, wir sind relativ enge Verwandte, wir haben hohe Ansprüche und halten uns für die Guten. Meine zum Teil scharfe Kritik an uns hier unten und an denen da oben im Westen bedeutet nicht, dass ich den Rest der Welt vorziehe, reinwasche oder rechtfertige. Noch weniger als es sowieso keinen Rest und nicht nur Schwarz und Weiß gibt, gibt es auch kein Gut und Böse. Jedenfalls nicht automatisch von Natur aus.




   




  Es ist ein schwieriger bis unmöglicher Versuch sich ein wenig Distanz zum globalen West und Ost, Nord und Süd aufzubauen und doch zugleich zu verstehen und zu akzeptieren, dass ich natürlich Teil des Nord-Westens bin und seine Vorteile genieße. Dürfen Profiteure kritisieren? Sind sie überhaupt glaubwürdig? Privilegiert sein, von Ungerechtigkeit und Ausbeutung leben und zugleich Gerechtigkeit einfordern, ist das keine Lüge?




   




  Wer heute von links grundsätzlich kritisiert und Gerechtigkeit einfordert wird sehr schnell als linksradikal oder gar fundamentalistisch bewertet und bezeichnet. Das halte ich für eine bornierte Sichtweise und einen Irrtum. Fundamentalisten einer viel gefährlicheren Art sitzen längst gemütlich in der Mitte der Gesellschaft: Markt-Fundamentalisten opfern jede Tradition, jeden Wert und jeden sozialen Zusammenhang dem Glauben an das Wachstum, den Markt und die Gewinnmaximierung. Auch sie haben selbstverständlich keine bösen Absichten, aber die Wirkungen des aktuellen Marktes wie wir ihn deregulieren sind nun mal fundamental widersprüchlich und lebensgefährlich für Milliarden von Menschen und Lebewesen auf unserem Planeten.




   




  Im Gespräch mit anderen spüre ich oft massive Denkverbote wenn es grundsätzlicher wird. Wenn man wie ich die alltäglich erfahrbare Konkretheit verallgemeinert, Zusammenhänge analysiert und etwas abstrakter uns hier im Westen kritisiert. Grundsatzkritik ist oft Tabu und wird ignoriert oder direkt bekämpft. Weil das was wir hier im Westen machen alternativlos sei und weil sowieso keiner eine bessere Lösung fertig in der Tasche hätte.




   




  Weder das eine noch das andere halte ich für ein überzeugendes Argument. Dahinter steckt auch viel Angst: Ja was wäre wenn alles nicht mehr so wäre wie es scheint? Oder anders würde als es ist?




   




  Unser Selbstverständnis würde bröckeln, wenn nicht zusammenbrechen. Wir müssten handeln. Wären ganz anders gefragt. Das wäre unbequem. Sehr unbequem.


  Das ginge uns an die Nieren, an unsere Lebensweise also.




   




  Auch daher ist unser emotionaler Widerstand gegen Analyse und Kritik gewaltig. Wir erlauben uns viele Dinge erst gar nicht wahrzunehmen und anders zu beurteilen, weil wir vorausahnend die Konsequenzen fürchten. Tabus aber kosten viel Kraft und machen krank.




   




  Wer verantwortlich denken und handeln will, braucht weniger Tabus und viele Perspektiven im Gepäck. Nicht aber schon eine Lösung. Die Größe unserer Probleme erlaubt keine schnellen und einfachen politischen Lösungen.




   




  Politik ist auch viel mehr als unser Glaube an den Westen so wie er ist, auch viel mehr als Glaube an irgendeine nationale Parteipolitik. Wir sollten uns zunächst die Frage stellen, warum und wie auch wir bis heute verhindern, dass Freiheit und Gerechtigkeit für alle Weltbürger eine ernsthafte Option werden. Dazu müssen wir auch klären, was wir mit Freiheit und Gerechtigkeit konkreter meinen. Zu oft und zu lange wurden und werden diese Werte als Sprechblasen missbraucht.




   




  Wie sorgen diese oder jene Akteure und wie sorgen wir dafür, dass alles so bleibt wie es ist? Herrschaft und Ausbeutung verhindern Freiheit und Gerechtigkeit für Millionen und Milliarden von Menschen. Welche Rolle spielen wir als Privilegierte? Widersprechen wir uns? Wollen wir mindestens Ziele erreichen, die sich gegenseitig ausschließen? Handeln wir unehrlich, schizophren oder nur nicht zielführend und eher dumm?




   




  Es ist sehr wichtig, dass wir Politik und Wirtschaft nicht aus ihrer dominanten Verantwortung entlassen. Aber wir dürfen auch uns selbst nicht freisprechen, indem wir uns nur noch als Opfer der herrschenden Verhältnisse begreifen und vorgeben, keine Mittäter zu sein.




   




  Jeder Mensch handelt jeden Tag politisch. Ob er es will oder nicht, ob sie es weiß oder nicht. Politik ist nicht das Ding da in Berlin oder Brüssel oder Washington. Politik ist eine Perspektive auf die Welt, die jeder einnehmen kann. Politisch denkende Menschen sind Generalisten mit einer MultiPerspektive, keine Fachidioten oder politische Spezialisten. Generalist, also fürs Allgemeine da zu sein ist Risiko, denn da kann immer ein Spezialist kommen und sagen: Da und daran haben Sie nicht gedacht und das muss man aber differenzierter sehen! Mag sein. Ist aber beim Blick aufs Wesentliche nicht relevant, weil es die Grundsätze der Wirkung nicht berührt. Die Reaktion der Spezialisten aber ist verständlich. Spezialisten wollen auch leben. Und die Spezialität, mit der sie Geld verdienen, ist ihr Spezialistentum.




   




  Aber Spezialistentum verhindert den Blick auf das Wesentliche. Das ist hier aber nicht meine Sache. Dies ist eine Liebeserklärung an das große Ganze. Mein Versuch, mich dem Allgemeinwohl zu nähern. Irrtum inklusive.




  



  Einleitung




  „Wir haben das Glück, dass die politischen Beschlüsse in den USA


  dank der Globalisierung größtenteils durch die weltweite Marktwirtschaft ersetzt wurden … es [spielt] kaum eine Rolle,


  wer der nächste Präsident wird.


  Die Welt wird durch Marktkräfte regiert.“
 Alan Greenspan 20073




   




  Heute die Frage zu stellen, ob wir in einer Demokratie leben, ist auch der Versuch, die Mythen unserer Kindheit zu erforschen. Wir versuchen zu begreifen, warum und wie diese hartnäckige Einbildung einer angeblichen Volksherrschaft in unsere Köpfe gepflanzt wurde.




   




  Wie konnte und kann sie sich dort so lange halten? Dabei ist die Frage nach dem „Ob“ schon lange negativ beantwortet. Nur andauernd Hypnotisierte weigern sich beharrlich zu erkennen, dass wir gesellschaftlich erstens im Kapitalismus und zweitens im sogenannten Parlamentarismus leben.4




   




  Was von einer tatsächlichen Volksherrschaft Lichtjahre entfernt ist. Aber immer noch so genannt wird.




   




  Wir leben im Westen in einer Zeit, in der einerseits radikalisierte Erwartungen an Demokratie gestellt und ernsthafte Bürgerbeteiligung gefordert wird, andererseits unsere Desillusionierung und Distanz zur sogenannten Demokratie größer ist als je zuvor.5




   




  Heute kann jeder nachlesen, wie machtlos der deutsche Bundestag in Berlin, das Europaparlament in Brüssel oder selbst der amerikanische Kongress in Washington ist - und sich selber macht - wenn es zur Sache geht 6. Da wirkt es eher wirklichkeitsfremd und fast lächerlich, die Frage noch zu diskutieren, ob das Volk in den westlichen Staaten Einfluss auf die Parlamente habe7. Selbst wenn, würde es nichts ändern!




   




  Denn die mächtigsten Parlamente der Welt agieren ihrerseits schon machtlos.




   




  Parlamentarismus hatte nie die Absicht oder Wirkung das Volk tatsächlich herrschen zu lassen, eher wurde funktional sichergestellt, dass es gerade dieses eben nicht vermochte und vermag8. Parlamentarismus war und ist immer nur höchstens symbolische, nicht reale Volksherrschaft. Die Machteliten misstrauten immer schon und heute noch ihrem Volk. Die symbolische Repräsentation des Volkes9 in den Parlamenten funktionierte und funktioniert als Legitimation, also Rechtfertigung für die fast ungestörte Herrschaft der Machteliten. Die uns selbst eingebildete Herrschaft des Volkes wird nur simuliert.




   




  Diese Simulation von Demokratie war historisch eine notwendige Voraussetzung der ungestörten Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft. Wirtschaftsbürger mussten sich an die Stelle der alten Machteliten von Adel und Priesterschaft setzen, um den Staat in ihren Griff zu bekommen und ökonomisch vollends handlungsmächtig zu werden. Die Simulation von Demokratie ermöglichte den Sieg der neuen über die alten Eliten und hielt die allgemeine Bürgerschaft, das Volk, bei der Stange indem ihm Beteiligung an der Macht versprochen und wenn nötig ökonomische Zugeständnisse gemacht wurden. Als staatlich gestaltete und parlamentarisch legitimierte Märkte mit Oligopolen, Monopolen10 und auch freiem Wettbewerb entwickelte sich unser Stoffwechselprozess11 mit der Natur als Grundlage und Motor der Gesellschaft und des politischen Systems der parlamentarischen Demokratie.




   




  Heute ist die Illusion von Freiheit und Gleichheit, also die Simulation von Demokratie, noch notwendig zur Durchsetzung der Gewinnmaximierung, des grenzenlosen Wachstums und Konsumismus12. Hinter dem Rücken von uns Bürgern und Konsumenten, dennoch mit unserem still schweigenden Einverständnis und in Komplizenschaft, wurden diese Ziele in den Händen der herrschenden Eliten allmählich zum Selbstzweck des Systems.




   




  Daher ist es auch illusionär zu glauben, eine Umverteilung der Macht von den Eliten zu den Bürgern würde in unserem sozial und ökologisch rücksichtslosen Gesellschaftssystem die Lösung aller Probleme darstellen. Wir als Bürger sind auch Täter und als solche Teil des Problems.




   




  Zwar beklagen wir die verdeckt autoritäre13 Simulation von Demokratie, sind aber auch ihre zufrieden korrumpierten Nutznießer, solange wir unseren Anteil an der gesellschaftlichen Umverteilung von unten nach oben und von Südost nach Nordwest im globalen Welthandel erhalten. Dann verschmerzen wir es auch, dass Wachstum, Gewinnmaximierung und Konsumismus materiell vor allem eine kleine radikale nationale und globale Minderheit von noch stärker Wohlhabenden besonders begünstigt, trösten uns aber auch damit, dass diese dadurch nicht unbedingt glücklicher als wir leben.




   




  Allerdings erleben viele bis tief in der Mitte der Gesellschaft positionierte Bürger die aktuellen Flüchtlingsströme nach Europa schon als Bedrohung unserer komfortablen Position global privilegierter Nutznießer und wollen sich mit stillschweigender Unterstützung von europäischer Abschottung und neuem Mauerbau der Mitverantwortung für die Verhältnisse in Afrika, im Nahen Osten und auf dem Balkan entziehen.




   




  Die Profitmaximierung scheint auch im eigenen Leben inzwischen zunehmend Priorität zu genießen, aber noch gibt es im Volk mentale und emotionale Widerstände gegen die absolute Dominanz des Profitsystems. Sollte aber mal die Situation eintreten, dass eine große stabile Mehrheit fraglos die fast vollständige kapitalistische Durch-Ökonomisierung aller Lebensbereiche akzeptiert, dann könnte das System auch eine direkte14 Volksherrschaft durch das Volk selbst verkraften. Weil es durch diese nicht mehr In Frage gestellt würde. Heute aber beherrscht das unpersönlich strukturelle System des kapitalistischen Marktes den vom Volk befreiten und seiner Macht beraubten Parlamentarismus15 der Politik.




   




  Im kapitalistischen Markt-Staat16 steuern Geld-Oligarchen im Hintergrund im Zusammenspiel mit der Wirtschaftselite in den Konzernen und den Politikoligarchen in den jeweiligen Hauptstädten den gesellschaftlichen Prozess fernab des Volkes.




   




  Den idealtypischen heute romantisch verklärten mittelalterlichen Markt der Tauschgeschäfte und der freien Konkurrenz von Angebot und Nachfrage zwischen Bauern, Handwerkern und Bürgern hat es nur sehr eingeschränkt gegeben. Der moderne nationale und globale Markt jedoch profitiert von diesem nicht zuletzt während der Weihnachtszeit, der wöchentlichen Gemüsemärkte oder neuerdings auch durch den Ebay-Kleinanzeigenmarkt in uns immer noch eingebrannten romantischen Bild. Diese Illusion eines freien Marktes funktioniert aber weitgehend jenseits von Konkurrenz und freier Preisbildung und ist fast vollständig schon lange zum mal mehr und mal weniger regulierten Staats-Markt oder Markt-Staat geworden.




   




  Unserer staatliche Organisation hat die strukturellen Voraussetzungen, die Infrastruktur, die Gesetze, die Regularien und De-Regularien, die Monopole, Oligopole und Konkurrenten des Marktes, sein Geld, seine Preisgestaltung, seine Banken und Finanzmärkte erst geschaffen oder ermöglicht. Die Staatorganisation schützt das Privateigentum, rechtfertigt die Privatisierung der Gewinne und die Sozialisierung der Verluste. Der Gegensatz von Markt und Staat war und ist eine Illusion.




   




  Ohne Staat kein Markt und ohne Markt kein Staat.




   




  Auch das sogenannte Volk stellt schon eine Fiktion dar, da es dieses homogen zusammenhängende Gebilde eines Volkes weder gibt noch jemals tatsächlich gegeben hat. Wir waren und sind damals wie heute an Einkommen und Vermögen, Status, Bildung, Kultur und Benehmen unheimlich in unseren Fähigkeiten und Geschmäckern differenziert, heute allerdings viel stärker als früher. Unsere weitreichenden ökonomischen, sozialen und kulturellen Unterschiede machen es schon in Zentraleuropa schwierig, ein Gemeinwohl aller zu erkennen geschweige denn umzusetzen, oder?




   




  Aber sind wir nicht alle Menschen mit denselben materiellen Grundbedürfnissen und denselben Wünschen nach Menschenwürde, Aufmerksamkeit und Anerkennung? Gelten Menschenrechte sowie die Ideale unserer 239 alten us-amerikanischen Unabhängigkeitserklärung und 226 Jahre alten französischen Revolution nicht für alle Menschen? Oder gilt für uns, was damals für das aufstrebende Wirtschaftsbürgertum in Frankreich und die sich emanzipierenden Kolonialisten in den Vereinigten Staaten galt: Freiheit und Gleichheit zwar für alle zu proklamieren, aber nur für sich selbst zu meinen, einzufordern und umzusetzen? Also alle anderen möglichen Konkurrenten aus dem Menschsein, der Gleichheit und Freiheit im Zugang zum Vermögen und zu den sozialen, politischen wie kulturellen Fähigkeiten der Teilhabe auszuschließen?




   




  Auch unser Begriff des Herrschens beinhaltet das Missverständnis, die Einbildung der Eliten, zu herrschen, entspräche den Tatsachen. Bei genauerem Hinsehen entpuppt sich aber das vermeintliche Herrschen hauptsächlich als teils bewusste, teils unbewusste Anpassung an Systemzwänge.




   




  Diese entstanden hinter dem Rücken aller beteiligten und unbeteiligten Akteure. Eine freie Willensentscheidung der herrschenden Eliten gibt es nicht. Sie werden bestimmt durch die Anerkennung von nur selten vermeidbaren, vor allem aber un-vermeidbaren wirtschaftlichen Notwendigkeiten. National herrschende Eliten haben nur eine relativ überschaubare reale Macht.




   




  Was folgt ist also keine Verschwörungstheorie, denn das System an sich ist keine Verschwörung17, sondern historisch mehr unbewusst als bewusst aus der inneren Logik der nationalen wie globalen Macht-und Kapitalanhäufung18 entstanden. Auch wenn es in konkreten historischen Situationen in Teilbereichen Verschwörungen19 immer gegeben hat und vermutlich immer geben wird. Hier aber geht es um ein systemisches Gesamtbild, welches sich jenseits der propagierten idealistischen Ansprüche an Demokratie, Freiheit und Gleichheit relativ unbedrängt von Willen und Absicht der nur formal herrschenden Eliten und der großen Mehrheit des Volkes durchgesetzt hat.




   




  Es ist in der westlichen Welt ein politisches und gesellschaftliches System entstanden und vorläufig perfektioniert, welches die amerikanische und jetzt auch europäische Lebensart in alle Welt exportiert, um sich als Lebensmodell fortzusetzen und zu verewigen. Dabei produziert unser System - von dem wir alle profitieren - auch und vor allem Krisen, Kriege, Hunger, Armut, Ressourcenvernichtung, Diktaturen, Aufstände und Terror20. Selbst wenn es diese vermindert, was strittig ist, re-produziert21 es sie eben doch. Ob wir es wollen oder wissen oder eben nicht, wir sind für unsere menschliche Produktion verantwortlich. Egal ob als Akteur in herausgehobener Stellung oder als klitzekleiner Konsument und Bürger.




   




  Unsere westliche Lebensart ist - was wir wissen und nicht wahrhaben wollen - ein unmoralisches Ding der Unmöglichkeit, da sie unser aller Lebensgrundlagen zerstört. Zugleich haben viele von uns, vor allem die bessergestellten Profiteure, zu denen ich auch gehöre, das Gefühl, dies könne alles nicht wahr sein. Denn es fühlt sich doch so gemütlich an! Eigentlich geht es uns doch besser als jemals zuvor.


  


  Oder?




  



  
I. Unsere Demokratie –


  aktuelle historische Bezüge


  
 Denkanstöße und erste Antworten:





  Herrschaft für oder durch das Volk?




  


  „Jedes Gesetz, das das Volk nicht selbst beschlossen hat,


  ist nichtig; es ist überhaupt kein Gesetz. Das englische


  Volk glaubt frei zu sein - es täuscht sich gewaltig, es ist


  nur frei während der Wahl der Parlamentsmitglieder;


  sobald diese gewählt sind, ist es Sklave, ist es nichts.“22





  Rousseau fordert vor 250 Jahren die Identität23 der Herrschenden und Beherrschten, zumindest eine allgegenwärtige Präsenz des souveränen24 Volkes in seiner Legislative25, der gesetzgebenden Gewalt.




   




  Wenn man die westliche Demokratie von heute an den Werten misst, die damals von Rousseau in der Aufklärung verkündet wurden, ist man verunsichert und beunruhigt. Folgt man ihm, ist politische Freiheit des Volkes keine Sache des Kreuzchen-Machens und der Wahlakt heute eine illusionäre Selbstaufgabe der Bürger.




   




  Als Schweizer, Franzose und Europäer, als Philosoph und Pädagoge formulierte Rousseau Wesentliches für das ursprüngliche europäische Verständnis von Demokratie. Dieses Zitat genau wie sein Gesamtwerk zeigen ihn als einen glühenden Gegner der parlamentarischen Repräsentation26,die für ihn eine moderne Sklaverei bedeutete27. Nach Rousseau sind wir moderne Sklaven fremder Herren.




   




  Ganz anders die us-amerikanischen Gründerväter, die Federalisten28, die die Stellvertreterpolitik, also die Repräsentation zwar nicht erfanden, aber zum Wesensmerkmal ihrer US-Verfassung und in einer Spätwirkung auch zum Kernbestand des deutschen Grundgesetzes machten. 1949 folgte man in Deutschland - verständlicherweise - mehr als willig den Ideen der amerikanischen Besatzungsmacht und legte auch deswegen den Wegbereiter der französischen wie europäischen Revolution Jean Jacques Rousseau bereitwillig zu den Akten.




   




  Bis heute behaupten manche, Rousseau sei mit seiner Vorliebe für den idealisierten Kleinstaat des alten Griechenlands vor-modern gewesen29. Man kann aber auch der Auffassung sein, Rousseau war nach-modern: Viel zu modern für die vergangenen 250 Jahre. Heute allerdings fast brandaktuell.




   




  Denn Rousseau hat die Teilnahme aller an der Formulierung des Gemeinwillens, also die Herrschaft nicht für sondern durch das Volk zur notwendigen Bedingung der Freiheit und Selbstbestimmung des Bürgers gemacht. Also zur Bedingung für die Rechtfertigung30 des staatlichen Gewaltmonopols und des staatlichen Handelns, zur Rechtfertigung für den Staat überhaupt, der ohne Identität von Herrschern und Beherrschten despotisch sei.




  
Repräsentation als Anachronismus31 


  im 21.Jahrhundert?





  Dies ist heute im Jahre 2015 neu zu bedenken. Lässt sich das Prinzip der Volksherrschaft einerseits und der Repräsentation andererseits überhaupt vereinbaren? Gibt es überhaupt so etwas wie eine repräsentative Demokratie?




   




  Nein.




   




  Genauso wenig wie es schwarze Schimmel gibt. Diese Begriffe schließen sich gegenseitig aus32. Auch wenn wir unser politisches System in der westlichen Welt so nennen. Entweder herrscht das Volk - in der Demokratie - oder es herrschen die Repräsentanten - als symbolische Repräsentation.




   




  Insofern ist die Formulierung der repräsentativen Demokratie genial verschleiernd, weil sie behauptet, das Volk herrsche, obwohl doch in Wirklichkeit die Repräsentanten des Volkes herrschen33. Volksherrschaft als Politik der Abgeordneten für das Volk ist etwas völlig anderes als tatsächliche Volksherrschaft - Herrschaft durch das Volk. Im Parlamentarismus herrscht das Volk maximal symbolisch, aber nicht real.




   




  Die Repräsentation des Volkes durch seine Herrscher war schon Bestandteil absoluter und konstitutioneller Monarchien34 und unterscheidet sich von der Repräsentation im heutigen Parlamentarismus hauptsächlich in einem Punkt35:




   




  Der Wahl der Repräsentanten, die bei genauerem Hinsehen allerdings keine wirkliche Wahl ist36.




   




  Repräsentation ist ein grundsätzlich monarchisches Konzept, hinübergerettet in den vermeintlich demokratischen Parlamentarismus. Ein trojanisches Pferd der monarchisch geprägten Denkweise und Gesellschaft, welchem die Funktion zukam, die repräsentative Herrschaft scheinbar ans Volk zu binden, tatsächlich aber die Repräsentanten vom Volk unabhängig zu halten und beide wechselseitig weiter zu entfremden. Für die Vereinigten Staaten von Amerika stellt heute der ehemalige us-amerikanische Vizepräsident Al Gore nüchtern fest, eigentlich seien die Abgeordneten des US-Kongresses nicht mehr Repräsentanten ihrer Wähler, sondern nur Repräsentanten des Geldadels, der den Kandidaten das Geld für den Wahlkampf spendet37.




   




  Die historisch scheinbare Ermächtigung des Volkes bei gleichzeitig tatsächlicher fortgesetzter Entmachtung des Volkes durch das Parlament ist mit der zunehmenden Herrschaft der Wirtschaft die Entmachtung der Abgeordneten bis ins 21. Jahrhundert gefolgt. Immerhin glauben inzwischen 60% der Deutschen, dass wir keine echte Demokratie hätten, weil der Einfluss der Wirtschaft stärker als der der Wähler sei38. Bereits dies wird vom obrigkeitshörigen Teil der Wissenschaft als linksextrem bezeichnet, denn sie nutzt eine derartige Überzeugung als Indiz, Linksextremismus zu erkennen39.




   




  60% der Deutschen also linksextrem? Und das, weil sie einen Tatsache erkennen und benennen?


  Eine interessante These. Hier wird versucht, durch Ausgrenzung Denkverbote zu festigen. Zugleich zeigt diese Denkweise, wie wirklichkeitsfremd der Begriff des Linksextremismus gebraucht wird.




   




  Denn wer will noch behaupten, dass die Abgeordneten des Deutschen Bundestages angesichts der fast vollständigen Verlagerung von Kompetenzen und Entscheidungsmacht in die Lobbyzentralen40 um Berlin und Brüssel, zu den supra-nationalen Entscheidungszentralen der EU, Weltbank und des IWF und in die Schaltzentralen der Großbanken, Finanzmärkte und Global Player noch irgendetwas Relevantes zu sagen hätten? Auch wenn sie viel beraten, reden und Anpassungsgesetze verabschieden? Im Kern also verwalten statt zu gestalten.




   




  Ironischerweise werden jetzt, wo also Abgeordnete mehr denn je machtlos dastehen, die Elemente der direkten Demokratie nicht nur in Deutschland verstärkt diskutiert und langsam eingeführt. Direktdemokratische Verfahren gleichen die Politik der Abgeordneten den Wünschen der Bürger vielleicht wieder stärker an. In vereinigter Machtlosigkeit gegenüber der Dominanz41 der Ökonomie ist man wieder näher beieinander und das Legitimations-defizit42 des Parlamentarismus scheint verminderbar.




   




  Der im Vergleich zur Zeit Rousseaus materielle Reichtum der Massen, die Allgemeinbildung der Bürger und die grenzenlos vielfältig wie schnelle Kommunikationsstruktur haben Raum und Zeit schrumpfen lassen. Anders als zu Rousseaus Zeiten im 18.Jahrhundert oder direkt nach dem zweiten Weltkrieg 1949 ist die Organisierbarkeit des Volkes, also heute der modernen Bürger, kein Thema mehr:




   




  Sie ist prinzipiell vorhanden und wo noch nicht, viel leichter möglich. Stellvertreterpolitik, also Parlamentarismus, damals rein praktisch relativ notwendig, wirkt heute als zunehmender Anachronismus, als Hindernis demokratischer Entwicklung.


  


  Oder?




  



  Parlament als Schutzwall der Eliten


  vor dem dummen Volk?






  Auch für die amerikanischen Federalisten war die Repräsentation der Bürger durch ihre Abgeordneten noch die Medizin für die reine Demokratie, also die Volksherrschaft43, die sie ausdrücklich als Tyrannei der Mehrheit ablehnten, denn die Repräsentation bewirke





  „…eine Erweiterung des Horizonts und Differenzierung der öffentlichen Meinung, da sie das Medium eines gewählten Gremiums von Bürgern durchläuft, die aufgrund ihrer Kenntnisse und Erfahrungen das wahre Interesse des Landes am besten erkennen können, und deren Patriotismus und Gerechtigkeitsliebe kaum erwarten lassen, daß sie sie momentanen oder parteilichen Überlegungen opfern werden. Eine derartige Regelung kann sehr wohl dazu führen, daß die öffentliche Meinung aus dem Munde der Volksvertreter eher dem öffentlichen Wohl entspricht als aus dem Munde des Volkes, sollte es selbst zu diesem Zweck zusammentreten.“44




  




  


  Wunderbar hierin die Formulierung „…kann [!] sehr wohl dazu führen…“. So ganz sicher waren sie sich nicht. Zu Recht. Wie die Geschichte bis heute zeigt.




  




  Diese Aussage ist auch von der damaligen historischen Naivität us-amerikanischer Gründerväter gegenüber Parlamentariern und repräsentativen Strukturen gekennzeichnet. Dennoch war dieses Denken immer noch Vorbild für die Väter des Deutschen Grundgesetzes 1949, die ihnen ein knappes Jahrhundert später auch entgegen deutschen parlamentarischen Erfahrungen vertrauten.




  




  Abgeordnete können also die wahren Interessen des Landes besser erkennen als das Volk? Immerhin hatte eine 2/3 Mehrheit des deutschen Parlaments Hitler an die Macht gebracht45. Es sei mehr als unwahrscheinlich, behaupten Historiker, dass auch nur eine einfache Mehrheit der Wähler 1933 für das Ermächtigungsgesetz gestimmt hätte, welches den Weg für die NS-Diktatur bereitete. Auch das Argument, die Parlamentarier damals seien physisch bedroht worden, ist nicht stichhaltig. Die bedrohten SPD’ler und verfolgten KPD’ler sind in dieser 2/3 Mehrheit nicht enthalten. Die Repräsentanten des Volkes also klüger als das Volk? Was diese wohl wichtigste Abstimmung in einem deutschen Parlament angeht eher eine Legende.




  




  Heute, im Jahre 2015 gibt es erst recht keinen vernünftigen Grund mehr anzunehmen, Abgeordnete wären in ihrem praktischen Verhalten stärker als die Bürger der Über-Parteilichkeit46 und Gerechtigkeitsliebe47 verpflichtet und es gibt mehr als erhebliche Zweifel an der federalen Grundthese, Parlamente könnten das „wahre Interesse des Landes“ und das öffentliche Wohl besser erkennen als das Volk insgesamt selber.




  




  Drei aktuelle Beispiele der vergangenen Jahre:




  




  Der Deutsche Bundestag beschloss die deutsche Beteiligung am Afghanistankrieg. Die große Mehrheit der Deutschen war immer dagegen. Gibt es noch Argumente dafür, dass der Beschluss des Bundestages den „wahren Interessen des Landes“ besser entsprach als die Meinung der Bevölkerung?48




  




  Spätestens seit den 90’er Jahren wurde in Deutschland ein Mindestlohn gefordert. Die Mehrheit der Bevölkerung war von Beginn an für einen Mindestlohn. Seit den 90’ern gab es überwiegend Reallohnsenkungen, die durch einen fehlenden Mindestlohn und den in Europa inzwischen größten Billiglohnsektor in Deutschland begünstigt wurden. Erst seit 2015 ist nun ein Mindestlohn mit Ausnahmen in Kraft. Gibt es Argumente für die Behauptung, dass die Verschleppung der Einführung des Mindestlohnes durch den Bundestag den „wahren Interessen des Landes“ besser entsprach?




  





  - Der Bundestag förderte fast 60 Jahre lang bis heute und vermutlich in den nächsten 1 Millionen Jahren49 (!) - wenn es dann noch einen Bundestag geben sollte - weiter mit großen staatlichen Subventionen die Atomkraft. Ursprünglich stand die Bevölkerung der Atomkraft zu 2/3 ablehnend gegenüber, arrangierte sich aber zunächst ohne viel Widerstand aufgrund der Des-Informationspolitik der Atomindustrie und eines in den 60’er und 70’er Jahren noch vorherrschenden Vertrauens in die Parteien und die Regierung50. Seit Mitte der 80’er Jahre war die Mehrheit von 86% der Bevölkerung gegen den Bau neuer Atomkraftwerke51. In allen Parteien wurden Stimmen nach einem Atomausstieg laut52. Angela Merkel als Helmut Kohls Bundesumweltministerin stand weiterhin stramm hinter der Atomkraft. Gutachten zum Endlager Gorleben wurden unter Bundeskanzler Kohl gefälscht53. Trotz der Ablehnung der Atomkraft durch eine große Bevölkerungsmehrheit dauerte es weitere Jahrzehnte, bis der Bundestag eine Abkehr von dieser Politik in Aussicht stellte. Es gibt immer weniger die behaupten, der Bundestag habe mit über 50 Jahren Unterstützung für die Atomkraft die wahren Interessen des Landes besser als die Bevölkerung erkannt.




  




  Sicherlich lassen sich auch umgekehrte Beispiele finden, in denen die Mehrheit der Bevölkerung recht eindeutig im Gegensatz zum Bundestag die wahren Interessen des Landes weniger als dieser erkannte. Das aber verändert die Sachlage nicht: Es gibt heutzutage keine überzeugenden Argumente mehr für die pauschale Behauptung, das Parlament wisse es überwiegend besser als die Bevölkerung. Wer das behauptet, verkauft das Volk für dumm.




  


  US-amerikanische Gründerväter und Väter des Grundgesetzes vereint die gemeinsame elitäre Überheblichkeit des Glaubens an die eigene geistige Überlegenheit im Vergleich zum Volk, ein Glaube, der weder bewiesen noch leicht beweisbar ist, gegen den sogar vielfältige geschichtliche Erfahrungen sprechen, der aber fast täglich zur Legitimation unserer sogenannten parlamentarischen Demokratie herangezogen wurde und wird54.




  




  So wurde die Repräsentation auch als Schutzwall der Machteliten vor dem Einfluss des vermeintlich dummen Volkes geschaffen, mit dem Argument, die Vertreter seien eher als das Volk selbst dafür geeignet, in dessen Gesamtinteresse zu handeln55.




  




  Nun, wer die Macht hat oder will,


  ist um Argumente nicht verlegen.





  Verachtung nur der herrschenden Eliten


  für die Bürger?






  Da man dem eigenen und den fremden Völkern absprach, das eigene Wohl erkennen zu können verwundert es nicht, dass allen voran die USA bewusst Kriege56 und verdeckte militärische und nachrichtendienstliche RegimeWechsel-Einsätze57 gegen das in ihren Augen verantwortungslose Volk58 sogar anderer Länder führten, obwohl diese ihre Regierung demokratisch gewählt hatten.




   




  Die seit Jahrzehnten in den USA und Europa üblichen nachrichtendienstlichen Bespitzelungen auch der eigenen Bevölkerung durch Geheimdienste und in Deutschland durch den Verfassungsschutz lieferten dazu die innenpolitischen59, die globalen Aktivitäten der westlichen Geheimdienste unter Führung der USA die außenpolitischen Informationen. Hierbei treffen sich der behauptete Zwang zu nachrichtendienstlicher Geheimhaltung mit der gerne unter den Tisch gekehrten Volksverachtung: Noch heute haben weder us-amerikanische noch europäische Bürger eine realistische Vorstellung darüber, wie menschenverachtend und im Zweifelsfalle auch gegen die eigenen Mitarbeiter gerichtet die Aktivitäten dieser Dienste tatsächlich sind. Natürlich sickert einiges in Film und Literatur durch und dient dort der Unterhaltung des Publikums, kann aber immer als Fiktion in das Reich der Einbildung abgeschoben werden.




   




  Wenn andere Völker oder auch Teile des eigenen Volkes eine von den herrschenden Eliten stark abweichende Meinung hatten, fielen sie regelmäßig der politischen Verachtung zum Opfer und wurden für nachrichtendienstliche Behandlung und polizeiliche Maßnahmen, außerhalb der USA auch von diesen für militärische Maßnahmen freigegeben. Der uruguayische Journalist und Schriftsteller Eduardo Galeano merkt an:





  »Die Verachtung des Volkswillens ist eine der zahlreichen Übereinstimmungen zwischen dem Staats-Terrorismus und dem Privat-Terrorismus. Der handwerkliche und der hochtechnisierte Terrorismus, der der religiösen Fundamentalisten und der Marktfundamentalisten‚ der der Verzweifelten und der Mächtigen, der der losgelassenen Irren und der der Profis in Uniform ähneln sich in vielem. Alle teilen sie die Verachtung für das menschliche Leben. Alle in den Tod Verliebten stimmen ebenfalls in ihrer Besessenheit überein, die sozialen, kulturellen und nationalen Widersprüche auf militärische Begriffe zu reduzieren. Im Namen des Guten gegen das Böse, im Namen der einzigen Wahrheit lösen sie alle alles, indem sie zuerst umbringen und danach fragen. Und auf diese Weise enden sie damit, den Feind zu nähren, den sie bekämpfen. Es waren die Gräueltaten der USA im Mittleren Osten, die in großem Maße den Heiligen Krieg von Allahs Terroristen ausbreiteten.“60




   




  Überlegenheitsgefühl und Verachtung für andere Völker war in Europa seit den Kolonialzeiten und in Nordamerika seit der vollständigen Unterwerfung der Ureinwohner immer auch die Kehrseite der Verachtung herrschender Eliten fürs eigene Volk. Aber der theoretisch als Volk herrschende Normalbürger, obwohl von seinen nationalen Eliten verachtet und keineswegs an der Macht beteiligt, konnte sich immerhin irgendwie einbezogen fühlen in die Ausgrenzung der anderen Völker.




   




  Wie merkt der ehemalige DDR-Bürgerrechtler Friedrich Schorlemmer61 mit aktuellem Bezug zur Flüchtlingskrise, aber durchaus auch historisch allgemeingültigem Bezug an:




   




  „Und nach aller sozialpsychologischen Erfahrung reagieren Menschen mit Erniedrigungserfahrungen so, dass sie sich nach unten hin abreagieren.“62




   




  Auch ist das Volk in sich gespalten: Ein großer Teil der Bürgerschaft misstraut und verachtet vor allem die vermeintlich dummen Mitbürger, wenn es um politische Entscheidungen geht und die sozial unteren Schichten der Gesellschaft, wenn es um deren Integration in die Gesellschaft und die Umverteilung sozialer Transferleistungen von oben nach unten geht.




   




  Insofern hat die Verachtung der Eliten fürs Volk eine breite Basis auch innerhalb des Volkes. Die mittleren Schichten dürfen sich besser fühlen, weil sie Mitbürger haben, auf die sie glauben herabsehen zu dürfen und berechtigterweise zu können.




   




  Bürger können ihre immer noch auch rassistisch geprägten Überlegenheitsgefühle durch die politische, geostrategische und sichtbare ökonomische Unterordnung anderer Völker nähren. Auch innenpolitisch stellt ein großer Teil der Mittelschichten die herrschenden Eliten nicht oder kaum in Frage, weil er viel zu sehr mit dem alltäglichen Überlebenskampf und der Abgrenzung


  nach unten beschäftigt ist.




   




  Ein besonders markantes Beispiel ist in diesem Zusammenhang die Popularität des SPD’lers (!) Thilo Sarrazin, der den muslimischen Migranten in Deutschland eine Minderwertigkeit aufgrund des Islam, der deutschen Unterschicht eine Minderwertigkeit aufgrund genetischer Benachteiligung unterstellt.




   




  In Europa steht es also nicht viel besser um die Verachtung des Volkes durch die Eliten - und durch das Volk selber - , auch wenn die Außenpolitik weniger militarisiert ist als in den USA. Obwohl man in deren Windschatten oft leise mitsegelt und sich auf den ersten Blick humanistischer engagiert.




   




  Wirtschaftliche Überlegenheit bei militärischer Zurückhaltung bietet der EU den Vorteil, oft auf eine wirtschaftliche Freiwilligkeit in der Kooperation anderer Völker setzen zu können. Wobei das 2014/2015 aktuelle Beispiel der Ukraine zeigt, dass man ignorant die politisch-kulturelle Spaltung des Landes in Ost und West ignorieren kann und auch nicht davor zurückschrecken muss, die illegale Machtübernahme63 bzw. den Putsch einer der EU freundlichen Elite zu unterstützen und zu begrüßen.




   




  Überheblichkeit bis hin zur offenen Verachtung gegenüber Teilen, manchmal sogar Mehrheiten eines Volkes brechen sich in der öffentlichen Debatte der politischen und medialen Eliten auch innerhalb der EU selber Bahn, wenn es darum geht, die weniger folgsamen Teile der Bürger in den Staaten der EU-Peripherie auf Kurs zu bringen.




   




  Nach der Beratung der Maastricht-Verträge der EU 1992 lehnte Dänemark in einer Volksabstimmung den Vertrag ab. Sofort brach in Deutschland eine arrogante Bevormundungshaltung aus:




  
„Da sehe man doch wo man hinkomme, wenn man sich der


  Dummheit der Bürger ausliefere! Besser man informiert


  gar nicht erst gründlich, sondern verbreitet nur, für


  Europa heißt für Maastricht, gegen Europa heißt gegen


  Maastricht. Selbst einer Mehrheit der Abgeordneten


  trauten Experten nicht zu, dass sie die Maastrichter


  Abmachungen genauer kennen, geschweige denn in


  ihren Folgen einschätzen können.“64




   




  Als die Iren im Jahre 2007 in einem Referendum gegen die europäische Verfassung stimmten,


  wies der französische Präsident Sarkozy sie zurecht:




   




  „Die Iren sind verdammte Idioten. Erst stopfen sie sich


  jahrelang auf Kosten Europas den Bauch voll und dann


  reiten sie uns in die Scheiße.“65


  





  Nachdem auch noch die Franzosen und Niederländer gegen die europäische Verfassung gestimmt hatten - Deutsche ließ man erst gar nicht abstimmen - benannte man sie kurzerhand um, integrierte sie in das bestehende Vertragswerk und schloss einfach unabhängig vom widerspenstigen Volk 2009 den Vertrag von Lissabon.




   




  Respekt gegenüber einer abweichenden Volksmeinung wird in Europa schon fast systematisch vermieden: Im Oktober 2011 brach im britischen Unterhaus ein Aufruhr aus, als über die Frage abgestimmt wurde, ob die britischen Bürger die Möglichkeit erhalten sollten, in einem Referendum über das Verhältnis zwischen ihrem Staat und der EU zu unterscheiden. 2015 hat sich die Stimmung zwar gewandelt und ein britischer Volksentscheid über die Beziehung zur EU ist angekündigt, allerdings wird er so inszeniert werden, dass die Meinung der regierenden Elite Bestätigung erfährt.




   




  Europa war und ist vor allem ein Projekt der politischen und wirtschaftlichen Eliten, die möglichst unter sich ohne reale Einwirkung der Bürger über alle wichtigen Fragen hinter verschlossenen Türen beraten haben und beraten wollen. Die demokratische Legitimation aller Brüsseler Beschlüsse war und ist noch viel schwächer, als die Reste demokratischer Legitimation in den Hauptstädten Europas, die ihrerseits kaum noch auffindbar sind. Schon 1995 stellte der Bundesverfassungsrichter Dieter Grimm fest, es gebe weder ein europäisches Staatsvolk, noch einen europäische Öffentlichkeit oder europäische Parteien, die diesen Namen verdienten66.




   




  Oder man schaue sich das verbreitete Entsetzen und die Reaktionen in den Machtzentralen der EU und in Berlin an nach der Ankündigung des damaligen griechischen Staatspräsidenten Papandreou, eine Volksabstimmung zum von der EU verordneten Rettungsplan abzuhalten67. Einen Rettungsplan, den die nicht-demokratische EU-Troika unter deutscher Federführung selbst nach seiner eindeutigen Abwahl durch das griechische Volk68 in den Parlamentswahlen 2015 mit aller ihr zur Verfügung stehenden politischen und ökonomischen Macht gegen die Mehrheit der griechischen Wähler durchzusetzen versucht69. Inzwischen scheint es, als habe sich auch der griechische Ministerpräsident Tsipras und mit ihm 2/3 seines Linksbündnisses Syriza dem EU-Diktat gebeugt und damit das Votum des Volkes und mit ihm die Reste griechischen Demokratie der außer Kraft gesetzt. Auch die neuerlich für September 2015 angesetzte Parlamentswahl kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Bürger dem Manövrieren der politischen Elite völlig ausgeliefert sind und keine Gestaltungsmacht haben, auch wenn man sich nicht nur in Griechenland ständig auf sie beruft. Die Verachtung der Eliten gegenüber dem Volk wird in seiner Reduktion auf ein symbolisches Legitimationsinstrument und Spielball der Eliten besonders manifest.




   




  Immer dann, wenn es dem - wie in diesem Falle griechischen - Volk in einer besonderen Situation gelingt, seinen Einfluss kurzzeitig entgegen seiner repräsentativen Entmachtung tatsächlich auf das Parlament auszudehnen, trifft die Verachtung der herrschenden Eliten nicht mehr nur das Volk, sondern auch das vom Volk infizierte Parlament oder sogar die eigene Partei, deren Abweichlern sofort populistische und damit irrational sachfremde Politik nachgesagt wird. Dabei sind die Partei-und Fraktionsführungen mit so viel Macht ausgestattet, dass sie die andersdenkende Minderheit ihrer Partei kurzfristig entmachten können.




   




  Das Parlament würde andernfalls dann auch zur Bedrohung elitärer Macht und privaten Eigentums - vor allem der Banken und Konzerne und damit der Privilegierten um das Zentrum der Macht in Europa, also um Berlin und mit Abstrichen Paris und London. Damit wäre die Funktion des Parlamentes als Schutzwall der Eliten vor dem eigenen oder im griechischen Falle vor den Völkern der Peripherie70 in Frage gestellt.




  

  Parlament als Absicherung


  von Macht und Eigentum?





  

  Diese Funktion des Parlamentes als Absicherung von Eigentum und Macht des erfolgreichen Wirtschaftsbürgertums war dem Schweizer Jean Jacques Rousseau durchaus wohl bekannt - gerade weil er den Zusammenhang zwischen Parlamentarismus und Ungleichheit begriffen hatte, lehnte er ein Repräsentationssystem ab.




   




  Denn die bereits entstandene und sich verschärfende reale Ungleichheit - trotz formaler Gleichheit - zwischen aufstrebendem Wirtschafts-und Besitzbürgertum71 inklusive Volksvertretern einerseits und einfachen Bauern, Handwerkern und Arbeitern wie Tagelöhnern andererseits, also dem repräsentierten Volk im parlamentarischen Rechtsstaat, wurde schon damals vom Parlament zugleich maskiert und abgesichert.




   




  Zwar ist nach dem zweiten Weltkrieg bis in die 70’er Jahre hinein sowohl in Europa als auch in den USA ein Mittelstand entstanden, der eine gewisse Klammer zwischen den unteren und oberen sozialen Schichten darstellt. Seitdem aber ist genau dieser Mittelstand unter ökonomischen Druck geraten und wurde deutlich geschwächt. Die Schere zwischen Arm und Reich, zwischen den oberen und unteren Schichten der Gesellschaft ist weiter auseinandergegangen und hat in den USA bereits einen erheblichen Teil des Mittelstandes verarmen lassen. Hier liegt auch ein wesentlicher Grund der Abgrenzung und Verachtung eines Teiles dieses Mittelstandes für die unteren Schichten der Gesellschaft.
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